
h Bundessozialgericht

—5 RKn l29/64
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I m N a m ein d e s V o l k e s
———.._„.„.——_._—

U r t e i l'

in dem Rechtsstreit

Verkündet am

25„ Februar 1967

Reg„0b„8ekretär
Schriftführer Beklagte und Revisionsklägerin9

gegen

be1geladen: „..Qo .........
_
...................... „

— Prozeßbevollmächtigter: .................. ° „„„„„ —„

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 25„ Februar 1967 durch

Senatspräsident R i c h t e r
— Vorsitzender — „

Bundesrichter Dr„ D a p p r i c h „
Bundesrichter Dr„ W i t t e 9
Bundessozialrichter M o g k und

Bundessozialrichter N e u w a l d

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 25„ Juli 1964

wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat dem Kläger auch die außergericht—

lichen Kosten der Revisionsinstanz zu erstatten„
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Der Kläger bezieht seit April 1952 die vom 10 Januar 1957
an auf Knappschaftsrente wegen Erwerbsunfähigkeit umge—
stellte Knappschaftsvollrenteo Am 20 Januar 1956 nahm

er eine entgeltliche Beschäftigung als Arbeiter in ei—

nem nichtknappschaftlichen Betrieb auf„ Seinem Antrag

entsprechend.9 befreite ihn das Versicherungsamt (VA)
Memmingen durch Beschluß vom 17„ Januar 1956 vom Beginn

dieses Beschäftigungsverhältnisses an und für dessen
Dauer gemäß 5 15 der Verordnung über die Krankenversiche—

rung der Rentner (VO—KVdR) vom 4„ November 1941 (BGBl° 1

689) von der Versicherungspflicht bei der Allgemeinen
Ortskrankenkasse (AOK) Memmingen°

Wegen der Übernahme von Krankenhauskosten für ein Fa—
milienmitglied des Klägers kam es Ende 1958 zwischen

der beklagten Knappschaft und der beigeladenen AOK zu

Meinungsv€r8chiedenheiten darüber» wer von ihnen die

Krankenversicherung des Klägers durchzuführen habe„ Die

AOK berief Sich auf den Freistellungsbeschluß des VA9

während die Beklagte die Ansicht vertrat9 die Mitglied—

schaft des Klägers in der knappschaftlichen Krankenver—
sicherung der Rentner ruhe während der Zeit seiner ver—

sicherungspfliohtigen Beschäftigung„ Schließlich erklär—
te sich die Beklagte unter Vorbehalt der Geltendmachung

eines Ersatzanspruches bereit? die Leistungen an den
Kläger weiter zu gewähren„

Der Kläger hatte am 15„ Oktober 1959 zunächst Untätig—

keitsklage gegen die Beklagte erhoben‚ diese aber mit

RückSicht auf die Leistungsbereitschaft der Beklagten

am 2„ Februar 1960 schriftlich zurückgenommenn Mit
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Schreiben vom l6„ Februar 1960 widerrief er die Klege—
rücknahme und hat mit Rücksicht auf die unterschiedlichen

Auffassungen der beiden Versicherungsträger um gericht-

liche Entscheidung darüber9 von wem er Leistungen zu
beanspruchen habeo

Das Sozialgericht (SG) hat die AOK Memmingen beigeleden„
Es hat unter Zulassung der Berufung festgestellt$ daß

die Beklagte zur Tregung der vom Kläger geltend ge—

machten Leistungen verpflichtet ist„

Das Lendessozislgericht (LSG) hat unter Zulassung der

Revision die Berufung der Beklagten gegen dieses Urteil

zurückgewiesent Es folgt der Auffassung des SG‚ daß

' nicht die Beigeladene9 sondern die Beklagte für die

Dauer des gegenwärtigen Beschäftigungsverhältnisses

die Krunkenversicherung des Klägers durchzuführen hat„

Durch die Klagerücknnhme sei der Rechtsstreit zunächst

in der Hauptsache erledigt worden und der Widerruf

dieser Erklärung sei unzulässig gewesen; jedoch habe

der betreffende Schriftsatz eine neue Klage? nämlich

eine Feststellungsklage nach 5 55 Abs„ 1 Nr„ 2 des
Sozielgerichtsgesetzes (SGG)‚ enthalten„ Der Kläger

habe ein berechtigtes Interesse an der baldigen Fest—

stellung des ihm leistungspflichtigen Versicherungsträ—

gers‚ weil sich die Beklagte und die Beigeladene wechsel«

seitig für leistungspflichtig hielten, die Beklagte

nur unter Vorbehalt leiste und möglicherweise die Lei—

stungen wieder verweigere„

Da der Kläger als Bezieher der Rente aus der knappschsft—

lichen Rentenversicherung bei der Beklagten für den Fall

der Krankheit versichert gewesen sei„ hänge die Ent—

scheidung des Rechtsstreits davon ab‚ ob die Aufnahme

des nach % l65 Abs„ 1 Nrn l und Abs„ 2 der Reichs—
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versicherungsordnung (RVG) versicherungspflichtigen
Beschäftigungsverhältnisses hieran etwas geändert habe
und welche Bedeutung insoweit dem Beschluß des VA zu—

_
komme° Gemäß 5 14 Abs„ 1 Satz 1 VO—KVdRin Verbindung
mit € 2 Abs“ 1 der VO über die knappsohaftliche Kranken»
versicherung der Rentner vom 8„ Juni 1942 (BGBl I 409) sei.?

wenn ein Rentner eine versicherungspflichtige Beschäfti—

gung ausübte‚ die Versicherung bei dem Träger der

reichsgesetzlichen Krankenversicherung durchgeführt wor—
den„ dem der Rentner auf Grund seiner Beschäftigung an—
gehörteo Nach 5 15 Abs„ 1 Satz 1 VO—KVdR hätten sich

diese Rentner aber von der Versicherungspflicht befreien

lassen können„ Durch die Erste Verordnung zur Vereinfa—

chung des Leistungs— und Bétragsreohts in der Sozial—

versicherung (Vereinf—VO) vom l7„ März 1945 (RGB1 I 41)

seien die genannten @@14‚ 15 VO—KVdRallerdings außer

Kraft gesetzt und dem 5 172 EVO als Nr„_7 eine Vorschrift

angefügt werden9 wonach ua Rentner versioherungsfrei

waren‚ die eine Knappschaftsvollrente bezogen‚ Insoweit

halte sich die Vereinf—VO> die in Bayern spätestens mit

dem Zusammentritt des Deutschen Bundestags am 70 Septem—

ber 1949 geltendes Recht geworden sei„ im Rahmen der in

$ 29 Abse 5 des Gesetzes über weitere Maßnahmen in der

Reichsversicherung aus Anlaß des Krieges vom 15„ Januar

1941 (RGB1 I 54) erteilten Ermächtigung° Da der Kläger

demnach wegen seines Beschäftigungsverhältnisses bereits

nach 5 172 Nr„ 7 RVG versicherungsfrei gewesen sei‚ hätte

er einer Befreiung nicht bedurft° Zwar sei die Verwaltungs”

praxis davon ausgegangen‚ daß die Vereinf—VO in Bayern

nicht in Kraft getreten sei und die o„a„ @@14‚ 15 der

VO—KVdR daher weitergegolten hätten; das sei jedoch ohne

Bedeutung„ es habe sich auch insoweit kein Gewohnheite—

recht gebildeto Bis zum Inkrafttreten des Gesetzes über

Krankenversicherung der Rentner (KVdR) vom 12„ 6„ 1956

(BGBl I 500) am 1„ August 1956 ergebe sich demgemäß die

_5_
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Fortdauer der Leistungspflicht der Beklagten daraus„

daß der Kläger gemäß 5 172 Nr„ 7 RVO wegen seiner Beschäf—
tigung versicherungsfrei gewesen sei; der Befreiungsbe—

sehluß des VA sei für diese Zeit ohne Bedeutung“ Durch

das KVdR sei 5 172 Nr„ ? RVO aufgehoben werden; zugleich

sei durch die neu zu @ 165 RVO in Abs° 1 engefügten Nummern

5 und 4 sowie den Abs„ 6 für Rentner der Angestellten—

und Invalidenversicherung die Krankenversicherungspflicht

bei Ausübung einer versicherungspflichtigen Beschäftigung

ohne Befreiungsmöglichkeit vorgeschrieben werden„ Da aber

das KVdR die knappschaftliche Krankenversicherung nicht

berühre„ werde damit für Rentner der knappschaftlichen

Rentenversicherung9 die eine nach @ 165 RVG krenkenver—

sicherungspflichtige Beschäftigung in einem nichtknepp—

schuftlich versicherten Betriebe ausüben„ der vor dem In—

krafttreten der Vereinf—VO gültig gewesene Rechtszustand

wiederhergestellt„ Ergänzend schreibe Art„ 4 Absn 2 Nr„ 2

KVdR vor‚ daß u„a„ die 55 12 —18 VO—KVdR"weitergelten"„’
daß sich also der doppelt krenkenversicherte Knappschafts-

rentner nach 5 15 von der Versicherungspflicht befreien

lassen könne„ Durch das Wort "weitergelten" habe der Gesetz—

geber jeder rechtlichen Möglichkeit hinsichtlich der zwei—

felhnften Wirksamkeit der Vereinf—VO Rechnung tragen wolbn„

Die Auffassung der Beklagten? der 5 15 aaO sei? wenn über—

haupt, nur auf diejenigen Knappsoheftsrentner anzuwenden‚

die in einem knappschaftlichen Betrieb krankenversicherungs—

pflichtig beschäftigt seien„ finde im Gesetz keine Stütze„

Durch die hiernach allein den Knappschaftsrentnern offen—

stehende Nöglichkeit‚ sich von der Krankenversicherungs—

pflicht befreien zu lassen‚ werde auch der Grundsatz der

Gleichbehandlung der Versicherten nicht verletzt9 da die

gesamte knappschaftliche Sozialversicherung besonders ge—

regelt sei„ Demgemäß sei der Befreiungsbeschluß des VA vom
17„ Januar 1956 vom 1‚ August 1956 an rechtswirksem„ De

der Kläger über die zweifelhafte Rechtslage noch weniger

unterrichtet gewesen sei als die beteiligten Versicherung?—

| O
\ l
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träger und des VA, hätte man von ihm auch nicht verlangen
können, einen neuen Antrag auf Befreiung zu stellen.

Mit der Revision trägt die Beklagte zunächst Bedenken

gegen die Zulässigkeit der Klage vor, weil das nach
5578, 80 Nr. 1 SGG erforderliche Vorverfshren nicht statt—
gefunden habe. Im übrigen rügt sie Verletzung des mete—

riellen Rechts. Die Bestimmungen der 55 14, 15 VO—KVdR

seien durch die Vereian0, die seit dem 7. September 1949

für das gesamte BundESgebiet gelte, aufgehoben worden.
Sie hätten daher auch nicht vom 1. August 1956 an ”weiter—

gelten” können; weitergelten könne nur eine bisher gültige

Vorschrift. Die Anordnung der Weitergeltung beruhe offen—

sichtlich nuf einem Versehen des Gesetzgebers, der sich

bei Fassung des Art. 4 Abs. 2 Nr. 2 KVdR der Ungültigkeit

der genannten Vorschriften nicht bewußt gewesen sei. Um

sie wieder in Kraft zu setzen, hätte es einer ausdrückli—

chen Vorschrift bedurft, die indessen nicht ergangen sei.

Aus @ 165 Abs. 6 RVG ergebe sich die Subsidiarität der

Rentnerkrenkenversicherung gegenüber einer anderen (Pflicht—

oder freiwilligen) Versicherung und der Vorrang der Ver—

sicherungsjflicht eines beschäftigten Rentners im Verhält—

nis zur Krenkenversicherung der Rentner. Das entsprechc

in der Regel auch der Interessenlage der beschäftigten

Rentner. Es sei kein Grund dafür ersichtlich, die knapp—

schaftlichen Rentner nicht nach dem Grundsatz des @-165

Abs. 6 RVG zu behandeln. Gegebenenfalls wäre eine insoweit

bestehende Lücke im Recht der knappschnftlichen Kranken—

versicherung der Rentner durch eine entsprechende Anwen—

dung des 5 165 Abs. 6 RVO zu schließen. Demnach sei die

Freistellung des Klägers durch des VA Memmingen ohne Wir—

kung und der Kläger bei der Beigeladenen gegen Krankheit

versichert, so daß diese der Beklagten deren Aufwendungen

_'7..
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für den Kläger zu erstatten habe„ Jedenfalls sei der VA—

Beschluß aber von Anfang an nichtig gewesen und hätte
daher auch durch eine nachträgliche Gesetzesänderung nicht

mehr wirksam werden könneno

Die Beklagte beantragt„

das angefochtene Urteil und das Urteil des

Sozialgerichts München vom 28Ü November 1960

sufzuheben und die Klage abzuweisen„

Der Kläger ist in der Revisionsinstanz nicht vertreten°

Die Beigeludene beantragt‚

die Revision der Beklagten zurückzuweisen°

Sie hält das angefochtene Urteil für richtig„

II°

Die Revision ist nicht begründet°

Ein Vorverfahren war nicht erforderlich‚ weil die Klage

nicht die Nachprüfung eines Verwaltungsaktes der Be—

klagten? sondern die Feststellung bezweckt9 wer für die

Leistungen aus der gesetzlichen Krankenversicherung

des Klägers zuständig ist„ Die Feststellungsklege ist

auch‚ wie das LSG zutreffend erkannt hat‚ gemäß 5 55
Abs° l Nr° 2 SGG zulässig9 weil der Kläger ein berechtig—

tes Interesse an der baldigen Feststellung des für ihn

zuständigen Versicherungsträgers hat„

Da der Kläger seit April 1952 die Knappscheftsvollrente

von der Beklagten bezog9 war er gemäß 5 5 Abs° l der

Verordnung (VO) vom 190 Mai l941 in Verbindung mit @ 1

Abs„ 9 der VO vom 8„ Juni 1942 bei ihr für den Fall derr...
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Krankheit nach den Vorschriften des Reichsknappschafts—
gesetzes (RKG) versichert„ Hieran hat sich auch durch

die Aufnahme einer Beschäftigung im Januar 1956 nichts
geändert‚ weil er gemäß 5 172 Nrc ? RVO als Bezieher

einer Knappschaftsvollrente wegen dieser Beschäftigung

versicherungsfrei war„ Diese Vorschrift ist durch Art° 1

Vereinf—VO in die BVG eingeführt worden„ Nach ständiger

Rechtsprechung des Bundessozialgerichts —BSG—(s° u„a°
BSG 59 161; 109 156; 15‚ 65) ist die Vereinf—VO mit

Wirkung für das gesamte Reichsgebiet — auch soweit es

zu diesem Zeitpunkt bereits besetzt war — verkündet

worden und spätestens seit dem Zusemmentritt des Deutschen

Bundestages am 7„ September 1949 im gesamten Bundesgebiet

geltendes Recht„ Die hier in Betracht kommenden Vor—

schriften der Vereinf—VO sind auch durch die in 5 29
Abso 5 des Gesetzes über weitere Maßnahmen in der Reichs—

versicherung aus Anlaß des Krieges vom 15° Januar 1941

sowie in 5 18 der Zweiten Verordnung über die Vereinfachung

des Lohnabzugs vom 240 April 1942 (BGBl I 252) enthaltene

Ermächtigung des Reichsarbeitsministers zum Erlaß von

Rechts— und Verwaltungsvorschriften gedeckt (vg1° BSG 109

1563 158; 15„ 669 68)„

Da der Kläger somit bei Aufnahme seiner Beschäftigung

kraft Gesetzes versicherungsfrei war? hatte der Befrei—

ungsbeschluß des VA zunächst keine rechtliche Bedeutung„

Er ehtbehrte zudem der gesetzlichen Grundlageo Zwar galt

@ 15 VO—KVdR‚auf den sich der Befreiungsbeschluß stützt?

gemäß 5 2 Abs„ 1 der VO vom 80 Juni 1942 (BGBl I 409)

ent5prechend auch für die knappschaftliche Krankenversicbew

rung der Rentner? jedoch war er durch Art„ 25 Abs„ 4 Nrg4

Vereinf—VO aufgehoben worden und daher — entSprechend

dem Obengesagten — spätestens seit dem 7() September 1949

kein geltendes Recht mehro
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Verblieb somit der Kläger trotz Aufnahme einer an sich
versicherungspflichtigen Beschäftigung in der knapp—„
schaftlichen KrankenversiCherung der Rentner, so hat

sich hieran im Ergebnis auch nach Inkrafttreten des KVdR

am 1„ August 1956 nichts geändert„ Allerdings wurde durch
Art„ 1 Nrc 5 dieses Gesetzes die Nr° 7 des 5 172 RVO in
der Fassung der Vereinf—VO9 nach der die Bezieher be—

stimmter Renten versicherungsfrei waren, wieder gestrichen„

Der Wegfall dieser Regelung gilt auch für Empfänger der

Knappschuftsvollrente0 obgleich nach Art„ 2 5 12 KVdR

die knappschsftliche Krankenversicherung der Rentner durch

Vorschriften dieses Gesetzes nicht berührt wird„ Denn

@ 172 Nr„ 7 RVG gehört inhaltlich wie systematisch nicht

zu den Vorschriften über die knappschaftliche Rentner—

krnnkenversicherung‚ sondern zu den Vorschriften, die

allgemein die Versicherungspflicht in der Krankenversiche—

rung auf Grund einer Beschäftigung regeln„ Dementspre—

chend bestimmt Arte 4 Abs„ 2 Nr„ 2 KVdR3 daß zwar die

VO—KVdR vom 4„ November 1941 außer Kraft tritt‚ jedoch

mit der Maßgabe9 daß u„ao die 55 12 — 18 (also auch der

hier interessierende @ 15) für die knappschaftliche

Krankenversicherung der Rentner “weitergelten"„ An die—

ser Vorschrift fällt auf? daß sie anscheinend übersiehtv

daß die SS 149 15 VO—KVdRbereits durch die Vereinf—VO

aufgehoben worden waren? also nicht gut "weitergelten"

konnten„ Der Gesetzgeber ging auch nicht davon aus„ daß

die Vereinf—VO überhaupt nicht in Kraft getreten sei„

da er sie an anderer Stelle des Gesetzes ausdrücklich

erwähnt hat„ Jedoch erklärt sich dieser scheinbare Wider—

spruch damit? daß es zumindest bis zu der erst später

(nach Verkündung des Gesetzes) ergangenen Entscheidung

des BSG vom 11„ Juli 1956 (BSG 5‚ 161) zweifelheft wer‚
ob und gegebenenfalls in welchen Gebieten und von wenn

ab diese Verordnung oder einzelne ihrer Bestimmungen

Geltung erlangt hatten„ Es war nicht Sache des Gesetz—

_ 10 „
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gebers„ diese damals beim BSG anstehenden Fragen zu ent—
scheiden‚ sondern für die Zukunft eine neue und zwar ein—
heitliche Regelung zu treffen„ Dementsprechend hat er in
Arte 4 Abs° 2 Nro 2 KVdR klar und eindeutig zum Ausdruck

gebracht? daß die @@12 — 18 VO—KVdRfür die knappschaft—
liche Krankenversicherung der Rentner jedenfalls vom
Inkrafttreten des Gesetzes an Geltung haben sollten„ An—

gesichts dieses klar erkennbaren Gesetzeswillens ist es
insoweit ohne Bedeutung‚ ob diese Vorschriften bis zu
diesem Zeitpunkt noch Geltung hatten oder zeitweise außer

Kraft getreten waren° Es ist auch müßig? Erwägungen dar—

über anzustellena ob und wie der Gesetzgeber angesichts

der Unklarheit über die bisherige Rechtslage seinen Willen

gesetzestechnisch korrekter hätte zum Ausdruck bringen

können; es genügt? daß er ihn klar und eindeutig zum Aus—

druck gebracht hat° Selbst wenn — wie die Beklagte meint -
die Weitergeltungsanordnung in Art„ 4 Abs„ 2 Nr„ 2 KVdR

hinsichtlich der @@l4‚ l5 VO—KVdRauf einem Versehen des
Gesetzgebers beruhen sollte‚ so würde sich dieses Versehen

lediglich auf die Fassung der Vorschrift„ nicht aber auf

die darin ausgesprochene sachliche Regelung erstrecken;

sie müßte also dahin ausgelegt werden‚ daß die genannten

Bestimmungen nicht "weitergelten"‚ sondern "wieder in

Kraft treten" sollten° Keinesfalls kann eine (im Hinblick

auf eine spätere Rechtsprechung) als inkorrekt zu bezeich«

nende Ausdrucksweise des Gesetzgebers dazu führen‚ eine

Vorschrift„ die den gesetzgeberischen Willen klar und ein—

deutig erkennen läßt‚ als nichtig anzusehen und die dadurch

entstandene Gesetzeslücke entgegen dem Willen des Gesetz—

gebers anderweitig zu schließenc Das LSG hat auch zu—_

treffend erkannt‚ daß kein Grund dafür vorliegt‚ die Vore

schrift des % l5 aaO nur dann anzuwenden9 wenn der knapp—

schaftliche Rentner eine Beschäftigung in einem knapp—

schaftlich versicherten Betrieb aufnimmt° Es verstößt auch

nicht gegen den grundgesetzlichen Gleichheitsgrundsatz9
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wenn hiernach nur noch für knappschaftliche Rentner eine
Befreiungsmöglichkeit besteht? da die gesamte Kranken—

und Rentenversicherung dieses Personenkreises nach ihrer
historischen Entwicklung und aus sachlichen Gründen be—

sonders geregelt ist„

Seit Inkrafttreten des KVdR war der Kläger somit als

Rentner wegen seiner Beschäftigung zwar nicht mehr kraft

Gesetzes versicherungsfrei9 aber auf Grund des Beschlusses

des VA vom 170 Januar 1956 gemäß 5 15 VO—KVdR ioV„m„ Art„

4 Abs„ 2 Nr„ 2 KVdR wegen dieses speziellen Beschäfti—
lgungsverhältnisses

von der Versicherungspflicht befreito

Der‚ wie oben schon erwähnt„ bis dahin bedeutungslose

B‚schluß erlang@ durch den Wegfall der grundsätzlichen Versi—

cherungsfreiheit nunmehr rechtliche Bedeutung° Dem steht

auch nicht entgegen? daß der Beschluß in der rechtsirrtüm—

lichen Ansicht erlassen werden war9 @ 15 VO—KVdR sei damals

noch in Kraft gewesen„ tatsächlich aber zunächst der gesetz—

lichen Grundlage entbehrtec Ein solcher Verwaltungsakt ist

zwar fehlerhaft„ aber nicht nichtigo Die an dem Befreiungsver—

fuhren nach 5 15 aaO unmittelbar Beteiligten — hierzu gehörte

die Beklagte nicht — haben den Beschluß als wirksam hingenommen;

er ist auch bis zum Inkrafttreten des KVdR von keiner Seite

angefochten werden“ Dadurch9 daß nun das Gesetz? auf Grund dessen

er erlassen werden wara wieder in Kraft trat„ wurde der ihm an—

haftende Mangel geheilt und der ausdrücklich auf eine Dauer—

wirkung gerichtete Verwaltungsakt damit auch von diesem Zeit—

punkt an rechtmäßig° Der nachträgliche Eintritt einer recht—

lichen Voraussetzung muß bei einem solchen Verwaltungsakt die

gleiche Bedeutung haben„ wie der nachträgliche Eintritt tatbe«

standmäßiger Voraussetzungen; der zunächst fehlerhafte Ver—

waltungsakt wird von dem späteren Zeitpunkt an für die Folge—

zeit wirksam° Das muß bei einem Freistellungsbescheid schon

deshalb geltenD weil der Versicherte durch das Vertrauen auf

die Gültigkeit des Bescheides daran gehindert ist? einen neuen‚
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nunmehr rechtlich begründeten Antrag zu stellen„

Der Kläger ist daher wegen seines im Januar 1956 aufgenommen

nen Besohäftigungsverhältnisses nicht Pflichtmitglied der

Beigeladenen geworden‚ sondern in der Rentnerkrankenversiche—

rung der Beklagten verblieben? die demgemüß die entsprechen—

den Leistungen für ihn zu erbringen hat° Es kann hierbei

offenbleibeni ob die Beklagte nicht etwa den Befreiungsbe—

schlun des VA — selbst bei andauernder Reohtswidrigkeit —
schon deshalb gegen sich gelten lassen müßte9 weil er bisher

weder aufgehoben noch von ihr mit einem förmliohen Rechts—

behelf angegriffen werden ist°

Die Revision der Beklagten ist daher zurückzuweisen; die

Kostenentsoheidung beruht auf 5 193 SGG„
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